65594 Runkel, den 18. Juni 2008
Niederschrift

über die 23. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 18.06.2008, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 23. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Horst Bender

3. Horst Christmann

4. Bernd Eckert

5. Frank Burggraf
6. Manuela Janz

7. Andreas Dorn
8. Volker Rosbach
9. Michaela Thomas

10. Günter Daniel
11. Dr. Gerhard Ruttmann
	12. Rainer Röth

13. Hans-Karl Trog
14. Günter Gebhart

15. Hermann Wilhelm Machoi

16. Hugo Schmidt

17. Wolfgang Falk
18. Arnold Nies
19. Eberhard Bremser

20. Michael Kilb
21. Erhard Becker

22. Thomas Kuhlisch

23. Bernd Polomski




Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Antonius Duchscherer

4. Wolf-Dirk Räbiger
	5. Theo Schmidt

6. Lothar Christl

7. Sabine Hemming




Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 12.06.2008 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 12.06.2008 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um  19.30 Uhr die Beschlussfähigkeit der  23. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU die Herren Stadtverordneten Jürgen Arnold, Martin Belz, Bernhard Brahm, Manfred Hastrich, seitens der SPD die Herren Stadtverordneten Dieter Beul, Klaus Brandes, Hans-Albert Brötz, seitens der BL Herr Stadtverordneter Lothar Burggraf sowie Frau Stadträtin Gertrud Burggraf und Herr Stadtrat Gerd Mannes.
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Tagesordnung:
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat
Punkt 2
Änderung des Flächennutzungsplanes im Planbereich des Bebauungsplanes „K 521“;

hier:   Abwägungsbeschluss zum durchgeführten Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

          vom 25.03.2008 bis 25.04.2008 sowie Fassung des Feststellungsbeschlusses der 

          Flächennutzungsplanänderung und Begründung mit Umweltbericht

Punkt 3
Bebauungsplan „K 521“ im Stadtteil Dehrn;

hier:   Fassung des Abwägungsbeschlusses zum durchgeführten Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB

          vom 25.03.2008 bis 25.04.2008 sowie Fassung des Feststellungsbeschlusses
Punkt 4
Neuaufstellung eines Flächennutzungsplanes für den Stadtbereich Runkel; 

hier:   Fassung des Abwägungsbeschlusses zum durchgeführten Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB

         vom 03.12.2007 bis 11.01.2008 und Fassung des Feststellungsbeschlusses des Flächen-

         nutzungsplanes sowie die Billigung der Begründung mit Umweltbericht
Punkt 5
Neue Straße am „Dehrner Hafen“ im Stadtteil Dehrn (Zufahrt zu dem neuen Lidl-Einkaufsmarkt);

hier:   Widmung gemäß § 4 Hessisches Straßengesetz
Punkt 6
Bauliche Umgestaltung des städtischen Bolzplatzes im Stadtteil Wirbelau;

hier:   Bericht durch Herrn Bauausschussvorsitzenden Arnold mit Beschlussvorschlag

Punkt 7
Revitalisierung der Ortskerne in der Stadt Runkel;

hier:   Bericht durch Herrn HFA-Vorsitzenden Gebhart mit Beschlussvorschlag
Punkt 8

Straßenbeitragssatzung der Stadt Runkel;

hier:   Bericht durch Herrn HFA-Vorsitzenden Gebhart mit Beschlussvorschlag
Punkt 9
Antrag der Bürgerliste Runkel vom 11.06.2008;

hier:   Änderung der Satzung des Abwasserverbandes Runkel-Villmar
Punkt 10

117. Vergleichende Prüfung „Haushaltsstruktur 2007 – größere Gemeinden“ durch den Präsidenten des Hessischen Rechnungshofs;

hier:   Verweisung zur endgültigen Beratung in den Haupt- und Finanzausschuss
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Punkt 11

Schöffenwahl 2008 für die Geschäftsjahre 2009-2013;

hier:   Aufstellung der Vorschlagsliste
Punkt 12
Genehmigung der Protokolle der Stadtverordnetenversammlungen vom 27.02.2008 und 07.05.2008

Punkt 13
Mitteilungen des Magistrates

Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Punkt 1

Anfragen an den Magistrat
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass je eine Anfrage der SPD-Fraktion und der BL vorliegen. 
Anfrage der BL:

Sehr geehrte Damen und Herren,
in der Stadtverordnetensitzung vom 30.1.2008 wurde erstmals in der Stadtverordnetenversammlung über die Anmietung des Anwesens Burgstraße 23 (ehemaliges Gasthaus „Lord“) diskutiert. 

Im Rahmen der Haushaltseinbringung wurde dann am 27.2.2008 nach erneuten ausführlichen Diskussionen mehrheitlich der Beschluss gefasst, das Gebäude für die Nutzung als Büroraum anzumieten und die ebenerdigen Räume zum Teil an das Weilburger Tageblatt unterzuvermieten.

In den Vorträgen des Bürgermeisters wurde immer wieder erwähnt, wie dringend es sei, zusätzlichen Büroraum für die Stadtverwaltung zu bekommen. 

Wir haben jetzt Juni, also 4 Monate nach dem Beschluss und weder von außen noch bei Sicht durch die Fenster in den ebenerdigen Raum ist zu erkennen, dass hier Arbeiten stattgefunden haben, um den Beschluss umzusetzen.
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Unsere Frage: Hat sich die Dringlichkeit, mit der das Vorhaben vorgestellt wurde, erledigt oder warum ist der Beschluss noch nicht abschließend umgesetzt?

Für wann ist mit dem Bezug der Räume durch die Stadt zu rechnen?

Bürgermeister:

Sämtliche Bauarbeiten im Hause sind sowohl ebenerdig als auch im 1. OG abgeschlossen. In den nächsten Tagen wird die Grundreinigung durchgeführt und das Mobiliar ist geliefert, sodass wir zum 01.07.2008 einziehen werden.

Wann wird das Weilburger Tageblatt hier einziehen?
Bürgermeister:

Das Weilburger Tageblatt wird in der nächsten Woche, laut Mitteilung des Tageblatts, in der Burgstraße 23 einziehen.
Wie weit sind in diesem Zusammenhang die Arbeiten vorangetrieben worden, um im Gebäude des alten Kindergartens Archivräume zu schaffen? 

Bürgermeister:

Hier sind wir sehr aktiv. Wir müssen nur noch die Unterstützung der Denkmalbehörde abwarten. Wir haben von dem Ingenieurbüro eine äußerst genaue und umfängliche Unterlage erhalten. Aufgrund dessen hat der Denkmalschutz in Limburg ein Schriftsatz an die Stadt Runkel gegeben, dass wir in ca. 2 – 3 Wochen ein Gespräch beim Landesamt haben werden. Sicherlich kann nach den Sommerferien gesagt werden, wie und unter welchen Maßgaben und in welcher Reihenfolge die Maßnahme angepackt wird. 
Im Rahmen der ersten Ortsbeirats-Konferenz wurde darüber gesprochen, zu prüfen, ob es möglich zu machen ist, ein Bürgerinformationsblatt aufzulegen. 

Gibt es hierzu schon weitergehende ernsthafte Überlegungen oder muss diese Idee fallen gelassen werden? 
Bürgermeister:

Es gibt sehr konkrete Ideen.
Sowie das Gebäude in der Burgstraße bezogen ist, wird eine Person den Auftrag erhalten, das Bürgerinformationsblatt vorzubereiten, um nach Abschluss dieses an die Haushalte weiterzugeben. 
Autoausstellungsgelände gegenüber der Tankstelle in Eschhofen:

In der Stadtverordnetensitzung am 12.7.2006 konnte der damalige Bürgermeister unsere Frage nach Schutzmaßnahmen für die Aufstellungsfläche eines Gebrauchtwarenhändlers gegenüber der Tankstelle in Eschhofen nicht beantworten und versprach in der nächsten Sitzung hierzu eine Mitteilung zu machen. Dies erfolgte allerdings nicht.

Wir sehen uns gezwungen, dieses Thema erneut anzusprechen.

Nach einer Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbände im Kreis Limburg-Weilburg bestehen erhebliche Bedenken gegen die Benutzung der Fläche als Ausstellungsfläche für Schrottautos. Es sei mit der Zeit von einer erheblichen Kontamination 
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des Untergrundes mit Ölen, Bremsflüssigkeit u.ä. zu rechnen, die ungehindert in den Boden versickern können. 

Welche Auflagen zum Naturschutz sind für solche Flächen unbedingt umzusetzen?

Sind diese ähnlich der Maßnahmen, die die gegenüberliegende Tankstelle umsetzen musste?

Wurden solche Maßnahmen zum Schutz des Bodens tatsächlich umgesetzt?

Wenn die Schutzmaßnahmen nicht umgesetzt wurden, was gedenkt die Stadt Runkel hier zu unternehmen, da es sich um städtischen Boden handelt?

Wer ist für die Einhaltung der Umsetzung der Schutzmaßnahmen zuständig?

Die gleichen Fragen gelten für die Fläche gegenüber dem Penny-Markt im Industriegebiet Runkel-Ennerich.

Wir bitten um Beantwortung der Fragen im Rahmen der nächsten Stadtverordnetensitzung.

Freundliche Grüße

Erhard Becker

Fraktionssprecher

Bürgermeister:

Seitens des Bauamtes wird zu der in Rede stehenden Anfrage Folgendes mitgeteilt:

Mit der Bauschein-Nummer… vom 18.11.2003 wurde vom Fachdienst Bauen auf dem Grundstück Gemarkung Ennerich, Flur 2, Flurstück 224, Limburger Straße 36 die Errichtung einer Ausstellungsfläche für Pkw genehmigt. Eigentümer des Grundstückes sind Hiba Ali Murat aus Limburg. Aus der Baubeschreibung geht hervor, dass die Befestigung des Platzes als Schotterfläche folgen soll. Weiterhin wird ausgeführt, dass nur verkehrstüchtige Fahrzeuge ausgestellt werden. Besondere Schutzmaßnahmen sind in den Antragsunterlagen nicht enthalten. Mit Bauschein-Nummer … vom 30.07.2007 wurde vom Fachdienst Bauen der Kreisverwaltung auf dem Grundstück Gemarkung Ennerich, Flur 2, Flurstück 213/1, Großmannswiese die Errichtung einer Ausstellungsfläche für Gebrauchtwagen, eines Bürocontainers, eines Reklameschildes und einer 1,80 m großen Zauneinfriedung genehmigt. Eigentümer des Grundstückes ist Herr Tobias Schäfer aus Villmar. Gemäß der Baubeschreibung wird der Platz als Schotterfläche befestigt. Die Fahrzeuge befinden sich in einem guten Zustand und werden im Interesse des Betreibers regelmäßig gewartet und inspiziert. Mit Öl- und Flüssigkeitsverlusten ist nicht zu rechnen. Als zusätzliche Vorsichtsmaßnahme sind Öl-Auffangwannen vorhanden, die bei Bedarf eingesetzt werden können. Auf dem Gelände werden weder Reparaturarbeiten noch Fahrzeugwäschen durchgeführt. In den Bauantragsunterlagen sind keine besonderen Schutzmaßnahmen angegeben. Für die Einhaltung der Auflagen der Baugenehmigung ist der Fachdienst Bau in der Kreisverwaltung zuständig. Für eventuelle Verunreinigungen durch aus Fahrzeugen austretende Flüssigkeiten ist der Fachdienst Wasser, Boden und Immissionsschutz der Kreisverwaltung zuständig. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) äußert, dass der Sollzustand weit entfernt von dem Istzustand ist. Hier sollte der Kreis Kontrollen durchführen. 

Herr Bürgermeister Bender wird den zuständigen Sachbearbeiter beauftragen sich von den Gegebenheiten zu überzeugen und gegebenenfalls die Kreisverwaltung einschalten. 
· 6   -

Anfrage der SPD-Fraktion:

Die SPD-Fraktion bittet um die Beantwortung folgender Anfrage:

Bei den außergewöhnlich starken Regenfällen in der Nacht vom 2./3. Juni 2008 standen im Stadtteil Arfurt in zahlreichen Häusern die Keller unter Wasser. Ursache war in den meisten Fällen, dass die sowieso nicht ausreichend dimensionierten Kanäle die Wassermassen nicht aufnehmen konnten, wodurch es zu Rückstaus in die Untergeschosse anliegender Häuser kann. 
Angesichts sich abzeichnender klimatischer Veränderungen muss mittel- und langfristig mit einer Häufung solcher Probleme gerechnet werden.

Sieht der Magistrat Möglichkeiten, durch kurz- und mittelfristig durchführbare Maßnahmen im Kanalsystem eine Wiederholung solcher Probleme zu verhindern oder zumindest abzumildern?

Mit freundlichen Grüßen

gez. Daniel

Bürgermeister:

In Bezug auf die vorgenannte Anfrage wird mitgeteilt, dass die im Rahmen der Umsetzung der Eigenkontrollverordnung durchgeführte Befahrung des Kanalnetzes im Stadtteil Arfurt nur eine geringe Schadensbelastung ergeben hat. Aus diesem Grund besteht kein dringlicher Sanierungsbedarf im Stadtteil Arfurt. Die vorhandenen Kanäle wurden hydraulisch entsprechend den damaligen Vorgaben bemessen. Die heute gültigen Starkregenzuschläge sind in den vorhandenen Dimensionen nicht enthalten. Es müsste eine völlige Neukonzipierung des Leitungsnetzes erfolgen, auch hinsichtlich des Baus eines Trennsystems.

Da die zu treffenden Maßnahmen erhebliche Kanalbauarbeiten zur Folge haben, die auch mit Wasserleitungs- und Straßenbauarbeiten verbunden wären, kann eine kurzfristige Verbesserung der jetzigen Situation nicht erreicht werden.

Als erster Schritt des weiteren Vorgehens müsste die Erstellung eines Kanal-Ortsentwurfes erfolgen, auf dessen Grundlage detaillierte Kostenermittlungen möglich sind.

Es ist jetzt schon darauf hinzuweisen, dass das Vorhalten von Kanalleitungen für Starkregenereignisse wie in der Nacht vom 02. auf den 03. Juni 2008 in Arfurt technisch nicht möglich ist, sowie auch in den Anforderungen der neuen DIN nicht enthalten sind.

Es muss nochmals dringend darauf hingewiesen werden, dass gemäß der Abwassersatzung der Stadt Runkel geeignete technische Maßnahmen seitens der Grundstückseigentümer zu schaffen und vorzuhalten sind. 
Die Stadt Runkel sieht sich allerdings in der Pflicht dies nochmals erneut zu prüfen, inwieweit Dinge erforderlich sind, um solchen Situationen soweit möglich überhaupt entgegen zu wirken. 

Auch sollte seitens der Hauseigentümer überprüft werden, ob alle Maßnahmen ergriffen sind, um gewisse Schäden fernzuhalten.
Punkt 2
Änderung des Flächennutzungsplanes im Planbereich des Bebauungsplanes „K 521“;

hier:   Abwägungsbeschluss zum durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

          vom 25.03.2008 bis 25.04.2008 sowie Fassung des Feststellungsbeschlusses der 

          Flächennutzungsplanänderung und Begründung mit Umweltbericht 
Beschlüsse:

1)

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die im Rahmen des durchgeführten Verfahrens gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 25.03.2008 bis zum 25.04.2008 
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eingegangenen Anregungen und Bedenken gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.

Abstimmung:  

Einstimmig
2)

Die im Rahmen der durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachte Belange und Anregungen wurden am 27.02.2008 behandelt und abgewogen. Die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Flächennutzungsplanänderung in der o.g. Planfassung. 

Abstimmung:

Einstimmig 

3)

Der Begründung mit Umweltbericht wird zugestimmt.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 3
Bebauungsplan „K 521“ im Stadtteil Dehrn;

hier:   Fassung des Abwägungsbeschlusses zum durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 2   
          BauGB vom 25.03.2008 bis 25.04.2008 sowie Fassung des Feststellungsbeschlusses

Beschlüsse:
1)

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die eingegangenen Anregungen und Bedenken gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.

Abstimmung:

Einstimmig 

2)

Die im Rahmen der durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachte Belange und Anregungen wurden am 27.02.2008 behandelt und abgewogen. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Bebauungsplan „K 521“ gemäß § 10 BauGB in der Planfassung der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unter Einbeziehung der unter Punkt 1 beschlossenen Änderungen und Ergänzungen als Satzung (Planfassung Mai 2008 – Entwurf zum Satzungsbeschluss).

Abstimmung:

Einstimmig 

3)

Der Begründung mit Umweltbericht wird zugestimmt.

Abstimmung:

Einstimmig
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Punkt 4
Neuaufstellung eines Flächennutzungsplanes für den Stadtbereich Runkel; 

hier:   Fassung des Abwägungsbeschlusses zum durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 2   
         BauGB vom 03.12.2007 bis 11.01.2008 und Fassung des Feststellungsbeschlusses des   
         Flächennutzungsplanes sowie die Billigung der Begründung mit Umweltbericht
Der Magistrat stellt den Antrag auf Verweisung in den Bau- und Umweltausschuss.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Entwurf des Flächennutzungsplanes zur Beratung in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 5
Neue Straße am „Dehrner Hafen“ im Stadtteil Dehrn (Zufahrt zu dem neuen Lidl-Einkaufsmarkt);

hier:   Widmung gemäß § 4 Hessisches Straßengesetz
Herr Stadtverordneter Becker (BL) fragt nach der Fläche Flurstück 1495/9.

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass sich diese Fläche zurzeit noch im Eigentum einer Person befindet und diese Fläche nach einem noch zu führenden Gespräch gesondert gewidmet wird. 

Herr Stadtverordneter Becker fragt nach, wie es rechtlich zu sehen ist, wenn auf dieser Fläche ein Unfall passiert. 

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass man bei einem Unfall auf dieser noch nicht gewidmeten Fläche genauso zur Verantwortung gezogen werden kann, als auf einer gewidmeten Fläche.  

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt nachfolgende Widmung:

Widmung

Die in der Stadt Runkel, Landkreis Limburg-Weilburg, Regierungsbezirk Gießen, neu gebaute Straße „Am Dehrner Hafen“ (Flurstücke Gemarkung Dehrn, Flur 7, Flurstück 615/18 und Flur 16, Flurstück 1495/13) wird mit Widmung vom 20.06.2008 gewidmet und der Gruppe der Gemeindestraßen zugeordnet. Sie beginnt bei der Kreuzung mit der Landesstraße 3063 und endet im Grenzbereich zur Parzelle Gemarkung Dehrn, Flur 7, Flurstück 615/40.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 6
Bauliche Umgestaltung des städtischen Bolzplatzes im Stadtteil Wirbelau;

hier:   Bericht durch Herrn Bauausschussvorsitzenden Arnold mit Beschlussvorschlag 

Herr stellvertretender Bauausschussvorsitzender Hugo Schmidt berichtet, dass sich der Bau- und Umweltausschuss am 27.05.2008 mit der Umgestaltung des Bolzplatzes in Wirbelau beschäftigt hat. Herr Stadtverordneter Kuhlisch (BL) hat dem Ausschuss eine Kostennutzungsberechnung 
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vorgelegt, die den Beschluss erleichtert hat. 
Die Berechnung lautet:  2.000 Stunden Kunstrasen-Nutzung, 600 Stunden Naturrasen-Nutzung, wobei sich die Kosten für den Naturrasenplatz auf 75,-- €/Std. und für den Kunstrasenplatz 12,30 €/Std. belaufen. Der Kunstrasenplatz hat sich nach ca. 15 Jahren amortisiert.  
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, den sogenannten Bolzplatz als Kunstrasenplatz auszubauen unter Berücksichtigung des vom Magistrat in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vorgestellten Finanzierungskonzeptes.
Die Maßnahme ist auf die dort vorgestellten notwendigen  Ausgabemittel  in  Höhe von 140.000,-- € zu begrenzen. 

Der Zugang zum Platz für Fahrzeuge jeder Art ist durch geeignete bauliche Maßnahmen zu unterbinden. Für die Nutzung sind entsprechende Hinweisschilder aufzustellen.

Herr Stadtverordneter Becker (BL) stellt den Antrag, die 25 % der von der Stadt noch zu tragenden Kosten über die HH-Stelle „Vereinsförderung“ zu verbuchen. 

Abstimmung:

3 Ja-Stimmen

14 Nein-Stimmen
6 Enthaltungen 

Somit ist der Antrag der BL abgelehnt.
Herr Stadtverordneter Nass (CDU) äußert, dass schon viele gute Fußballspieler auf herkömmlichen Bolzplätzen groß geworden sind. Auch sei die Abgrenzung mit einem Zaun ein Nachteil. 

Frau Stadtverordnete Thomas (CDU) hält den Kunstrasen sogar für hinderlich, weil die Kinder dort nicht mehr frei toben können.

Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) spricht sich für den Ausbau eines Kunstrasenplatzes aus. Der Platz kann ganzjährig genutzt werden und der Platz ist in der Unterhaltung langfristig gesehen günstiger. 

Herr Stadtverordneter Christmann (CDU) gibt zu bedenken, dass das Beispiel Wirbelau Interesse in allen anderen Runkeler Stadtteilen wecken kann. 

Nach einer regen Beitragsbeteiligung wird nachfolgender Beschluss gefasst.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Bolzplatz in Wirbelau als Kunstrasenplatz auszubauen unter Berücksichtigung des in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung (07.05.2008) vorgestellten Finanzierungskonzeptes. Die Maßnahme ist auf die notwendigen Ausgabemittel in Höhe von 140.000,-- € zu begrenzen.

Der Zugang zum Platz für Fahrzeuge jeder Art ist durch geeignete bauliche Maßnahmen zu unterbinden. Für die Nutzung sind entsprechende Hinweisschilder aufzustellen.

Abstimmung:

14 Ja-Stimmen

8 Nein-Stimmen
1 Enthaltung
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Punkt 7
Revitalisierung der Ortskerne in der Stadt Runkel;

hier:   Bericht durch Herrn HFA-Vorsitzenden Gebhart mit Beschlussvorschlag
Herr Haupt- und Finanzausschussvorsitzender Gebhart gibt folgenden Bericht:

Der HFA hat sich auftragsgemäß mit den Richtlinien zur Revitalisierung der alten Ortskerne befasst.

Im Ausschuss ist die entsprechende Initiative des Magistrates übereinstimmend begrüßt worden.

Nach eingehender Diskussion hat der HFA nachfolgende Änderungen/Ergänzungen an der in der letzten Sitzung übergebenen Verwaltungsvorlage beschlossen:

· Streichen der Begrenzung auf „Runkeler Bürger“, auch auswärtige Interessenten sollen die entsprechende Förderung beantragen können

· Streichen der Altersbegrenzung auf 40 Jahre

· Einfügen einer (anteiligen) Rückzahlungsverpflichtung, wenn das geförderte Objekt nicht 10 Jahre entsprechend den Richtlinien genutzt wird

Alle drei Punkte sind in der uns zur heutigen Sitzung übersandten Richtlinie eingearbeitet.

Der HFA schlägt somit der STVV die Verabschiedung dieser Richtlinie vor.

Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann (SPD) führt aus, dass die SPD-Fraktion die Streichung des Satzes „antragsberechtigt sind Familien (verheiratete Paare, Alleinerziehende und eingetragene Lebenspartnerschaften)“  beantragt. Wird dieser Satz nicht gestrichen, dann bleibt die Aussage, dass nur und ausschließlich Familien antragsberechtigt sind. Andere Personen (Singels, Witwer/n etc.) bleiben damit absolut außen vor. Wird dieser Satz gestrichen, dann bleibt eindeutig die Kernaussage, dass vorrangig junge Familien mit Kindern gefördert werden, bestehen. Sollte das Klientel das wir anstreben, junge Familien mit Kindern, in einem Antragsjahr einmal nicht vorhanden sein, so ist es der Revitalisierung und Modernisierung ortsprägender Gebäude ebenso dienlich, wenn sie von anderen Personen als denjenigen die den Begriff Familie entsprechen ausgeführt werden. 
Mit der beantragten Streichung des vorgenannten Satzes bleibt sichergestellt, dass bei mehreren Antragstellern immer die junge Familie mit Kindern Vorrang hat. 
Herr Stadtverordneter Becker (BL) schlägt vor, dass die Förderung vorrangig Familien mit minderjährigen Kindern zu Gute kommen soll. 

Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann (SPD) stimmt diesem Vorschlag zu. 

Herr Stadtverordneter Naß (CDU) führt aus, dass man die Satzung so stehen lassen sollte, wie sie im Entwurf beschrieben ist. Da das Parlament alle 2 Monate tagt, kann die Satzung zu gegebener Zeit angepasst werden. 
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Herr Stadtverordneter Becker verweist auf den Vorschlag der BL, der als Tischvorlage verteilt wurde. 

2. Förderfähige Gebäude und Maßnahmen

Gefördert wird

· die Sanierung von Gebäuden im Eigenbesitz

· der Erwerb von Gebäuden mit anschließender Sanierung

· der Umbau leerstehender Gebäude (z. B. landwirtschaftlicher oder gewerblicher Gebäude)

· der Abriss nicht erhaltenswerter alter Gebäude und Neubau an gleicher Stelle

· die Bebauung von Baulücken

in den bebauten Ortslagen aller Stadtteile (Altortslagen ohne Neubaugebiete).

Dabei muss das Baujahr vorhandener erhaltenswerter Gebäude vor 1950 liegen.

Das geförderte Objekt muss zu Wohnzwecken für die Dauer von mind. 10 Jahren eigengenutzt werden.

Ein Teil kann auch gewerblich genutzt werden.

Wird die Eigennutzung vor Ablauf der 10 Jahre aufgegeben, ist je angefangenem Jahr der vorzeitigen Aufgabe 1/10 des Förderbetrages an die Stadt Runkel zurückzuzahlen.

Wird der gewerbliche Teil vermietet, dann wird dieser Teil für die Förderung nicht berücksichtigt.
Herr Stadtverordneter Naß (CDU) stellt den Antrag auf Verweisung in Haupt- und Finanzausschuss.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die erneute Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss.

Abstimmung:

14 Ja-Stimmen 
8 Nein-Stimmen
1 Enthaltung
Punkt 8

Straßenbeitragssatzung der Stadt Runkel;

hier:   Bericht durch Herrn HFA-Vorsitzenden Gebhart mit Beschlussvorschlag
Herr Haupt- und Finanzausschussvorsitzender Gebhart berichtet wie folgt:
Der HFA hat sich auftragsgemäß mit dem Entwurf einer neuen Straßenbeitragssatzung befasst.

Der HFA hat sehr bedauert, dass die Kommunalaufsicht des Kreises nicht die Gelegenheit genutzt hat, die Hintergründe zu der Forderung nach dieser gravierenden Satzungsänderung zum Nachteil der betroffenen Anlieger zu erläutern. 

Der HFA kann hierin keine Anzeichen für das oft propagierte „bürgernahe oder bürgerfreundliche“ Verhalten erkennen. 

Letztendlich hat der HFA den Beschluss gefasst, sich der vom Magistrat vorgelegten neuen Satzung anzuschließen. Die ansonsten durch die Kommunalaufsicht angedrohte Zwangsvornahme schien dem HFA eine nicht anzustrebende Lösungsvariante.
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Wir schlagen also der Stadtverordnetenversammlung die Verabschiedung der vom Magistrat vorgeschlagenen neuen Satzung vor. 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der vorgeschlagenen neuen Straßenbeitragssatzung der Stadt Runkel zu.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 9
Antrag der Bürgerliste Runkel vom 11.06.2008;

hier:   Änderung der Satzung des Abwasserverbandes Runkel-Villmar
Antrag der BL:
Sehr geehrter Herr Rosbach,

ich bitte Sie, den nachfolgenden Beschlussvorschlag in der nächsten Stadtverordnetensitzung zur Diskussion und Abstimmung zu stellen:

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung Runkel fordert die von ihr gewählten Mitglieder in der Verbandsversammlung des Abwasserverbandes Runkel-Villmar auf, eine Satzungsänderung zu beantragen, um in Zukunft die Öffentlichkeit in den Verbandsversammlungen herzustellen.

Begründung:

Durch Beschlüsse der Verbandsversammlung kommen erhebliche Belastungen auf die Bürgerinnen und die Bürger der Stadt Runkel zu.

Hier ist aus unserer Sicht deshalb eine durchgängige Transparenz erforderlich, damit Beschlüsse der Verbandsversammlung nicht den Hauch eines Anscheins eines geheimen Beschlussgremiums bekommen.

Dies dürfte auch im Interesse der Verbandsversammlung sein.

Mit unserem Vorschlag wollen wir auf keinen Fall der Verbandsversammlung unterstellen, dass hier bisher Beschlüsse gefasst wurden, die nicht eingehend beraten und nach bestem Wissen und Gewissen gefällt wurden.

Ein gleichlautender Beschluss wurde bereits von der Gemeindevertretung der Gemeinde Villmar gefasst.

MfG/Erhard Becker 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Änderung der Satzung des Abwasserverbandes Runkel-Villmar zu.

Abstimmung:

22 Ja-Stimmen

1 Enthaltung
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Punkt 10

117. Vergleichende Prüfung „Haushaltsstruktur 2007 – größere Gemeinden“ durch den Präsidenten des Hessischen Rechnungshofs;

hier:   Verweisung zur endgültigen Beratung in den Haupt- und Finanzausschuss
Herr Bürgermeister Bender schlägt für den Magistrat die Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss vor.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Verweisung in den Haupt- und Finanzausschuss.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 11

Schöffenwahl 2008 für die Geschäftsjahre 2009-2013;

hier:   Aufstellung der Vorschlagsliste 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Vorschlagsliste zur Schöffenwahl 2008 für die Geschäftsjahre 2009-2013 zu.

Abstimmung:

22 Ja-Stimmen

1 Enthaltung
Punkt 12
Genehmigung der Protokolle der Stadtverordnetenversammlungen vom 27.02.2008 und 07.05.2008 
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt den vorgenannten Niederschriften zu.
Punkt 13
Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender gibt Folgendes bekannt: 
1)
Einstellung einer Bilanzbuchhalterin zum 01.10.2008.

2)

Im Rahmen der Gefahrenabwehr wurde der Straßenbereich vor der Altenwohnanlage so hergerichtet, dass er für Fußgänger begehbar ist.

3)

Die aufsichtsbehördliche Genehmigung für den Haushalt 2008 liegt der Verwaltung noch nicht vor.

4)

Es liegt ein Schreiben vom ASV Dillenburg vor, in welchem niedergeschrieben ist, dass  derzeit keinerlei Maßnahmen an der Lahnbrücke in Dehrn zu erwarten sind.

5)

Die Umbaumaßnahme im Bereich des Runkeler Börnchens wurde zwischenzeitlich abgeschlossen.
6)

Ein erstes Gespräch mit Herrn Dr. De Micco hat bezüglich der Wasserversorgung im Bereich Schloss Dehrn stattgefunden.
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7)

Im Gewerbegebiet Großmannswiese im Stadtteil Ennerich ist der 1. Bauabschnitt soweit abgeschlossen, sodass in den nächsten Tagen mit dem 2. Bauabschnitt begonnen werden kann. 
8)

Das Runkeler Bus´chen (9-Sitzer) wird in ca. 14 Tagen angeliefert. Der Beförderungsvertrag der Kindergartenkinder für die Kindergärten nach Runkel und Steeden wurde gekündigt. Die An- und Abholfahrten werden wir in Zukunft mit dem Runkeler Bus´chen durchführen.
9)

Am 08. März 2008 wurde ein Mischpult mit Doppel-CD-Player aus der Stadthalle entwendet.

Am gestrigen Dienstag erhielten wir den Ersatz, der dann in der Nacht zu heute wieder entwendet wurde. Schaden: 1.409,-- €.

10)

Gestern wurde die langjährige Kiga-Leiterin in Steeden, Frau Raufert, in die Freistellungsphase ihrer Altersteilzeit verabschiedet.

Nachfolgerin wird Frau Winckler. Das freiwerdende Stundenkontingent wird durch Aufstockung der Stundenzahlen bereits dort beschäftigter Kräfte abgedeckt.

11)

Der Abweichungsantrag zum Regionalplan Mittelhessen (Gewerbegebiet „Auf dem See“ in Dehrn) ist beim RP in Gießen eingegangen.
12)
Das bestellte Geschwindigkeitsmess- und -anzeigegerät wird diese Woche durch die Hersteller-Firma geliefert. Es ist mobil einsetzbar und wird nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten eingesetzt.

13)

Das erste Brot im neuen Ofen des Backes in Eschenau wurde mit großem Erfolg und sehr gutem Geschmack anlässlich des Backesfestes gebacken. Dank und Anerkennung an die, die mitgewirkt haben, dass das Backes zeitgerecht betriebsfertig war.
14)

Aktuelle Zahlen der Fremdenverkehrsstatistik:
Im Jahr 2002 fanden 6.890 Übernachtungen statt, in den Jahren 2003 – 6.183 Übernachtungen, 2004 – 4.002 Übernachtungen, 2005 – 5.127 Übernachtungen, 2006 – 8.311 Übernachtungen, 2007 – 11.243 Übernachtungen und im Januar und Februar 2008 – 1.122 Übernachtungen.

Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.10 Uhr die Sitzung. 

(Rosbach)





(Gabb)

Stadtverordnetenvorsteher



Schriftführerin










